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BEPS – Initiative 

ATAD Reporting u.a. MaßnahmenMaßnahmen gegen 
Abkommensmissbrauch

• CbCR, CRS

• Transferpreisbestimmungen

• IP Boxes etc.

• Zinsschranke (30% vom EBITDA / 3
Millionen)

• GAAR (allgemeine Anti-
Missbrauchsvorschrift)

• Regelungen gegen hybride
Gestaltungen

• Maßnahmen zur Wegzugs- bzw.
Entstrickungs- und
Verstrickungsbesteuerung

• Regelungen zur
Hinzurechnungsbesteuerung

• Änderung Betriebsstättenbegriff

• Anti-Missbrauchsbestimmung auf
Abkommens-ebene

Principal Purpose Test:

Gemäß des PPT sollen Abkommensvorteile
dann nicht gewährt werden, wenn die
Finanzverwaltung begründet annehmen
kann dass einer der Hauptgründe der
Gestaltungen in der Erlangung von
Akbommensvorteil gelegen ist.

➢ Auswirkungen auf Quellensteuerbefreiungen auf Zahlungen an lux. Gesellschaften
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- EU Richtlinie 2016/1164 vom 12. Juli 2016

- Implementierung der Richtlinie in luxemburgisches Recht mit dem Gesetz vom 21. Dezember 
2018

- Die neue Regelung findet Anwendung ab dem 1. Januar 2019

Ziel → Bekämpfung von Steuervermeidungspraktiken

Implementierung ATAD-Richtlinie

20242016

ATAD I 
12/07/2016

29/05/2017
ATAD II

Implementierung der ATAD I 
Verstrickungsbesteuerung ins 

nationale Recht und Einführung ATAD 
II gegen hybride Gestaltungen

31/12/2019

31/12/2021
Implementierung Regelung zu 

umgekehrten hybriden 
Gestaltungen ins nationale 

Recht 

Bestehende nationale  
Vorschriften haben 

Bestandschutz bis zum 
31/12/2023

Implementierung der ATAD 
I ins nationale Recht

31/12/2018

01/01/2019
Einführung ATAD I



ATAD-Richtlinie 2016/1164 zur Bekämpfung von Steuervermeidung 
(Implementiert zum 1.1.2019)
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Zinsen Low tax

Zinsschranke

M

T

Sonderregelung 

Finanzunternehmen

SA/IP SA/IP
LUX Low tax

EU - high 
tax → Exit tax

Wegzugbesteuerung

SA

SA Low tax

≠ Freistellung

BS

Switch-over Klausel

Missbrauch

§ 6 StAnpG

§ 42 AO

GAAR

M

T

➢ 50 % 
Beteiligung

➢ Steuersatz 
unter 8%

➢ EUR 750 < or
profit < 10%

Hinzurechnungsbesteuerung

M

T

Hybride Gestaltung

Dividende

Zins
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• Begrenzung der überschüssigen Fremdkapitalkosten (Artikel 168bis LIR - neu) ab dem 1. Januar

2019 eingeführt.

• Überschüssige Fremdkapitalkosten nur abzugsfähig bis zu:

• 30% des EBITDA abzugsfähig,

• oder mindestens bis zu EUR 3 Millionen.

Zinsschranke (Art. 168 bis) -1

Körperschaftsteuerpflichtige Unternehmen

Wer ist betroffen?

Lux. Betriebsstätten von ausländischen 
körperschaftsteuerpflichtigen Unternehmen

• Organschaften : Neuer Gesetzentwurf (dossier législatif 7450) sieht Wahlrecht für Anwendung

der Zinsschranke auf Organschaftsebene oder auf Unternehmensebene vor.
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• überschüssige Fremdkapitalkosten:

= steuerabzugsfähige Finanzierungsaufwendungen, die steuerpflichtige (Zins-) Einkünfte oder
gleichartige übersteigen

• Definition nach Artikel 168bis LIR

• Steuerliche Abzugsfähigkeit höherer Betrag EUR 3 Mio. oder 30% EBITDA des
Wirtschaftsjahres

• Rest 5 Jahre vortragsfähig

– EUR 10 Mio. Zinseinnahmen und EUR 10 Mio. Zinsaufwendungen unproblematisch

– EUR 10 Mio. steuerfrei Dividende und EUR 10 Mio. Zinseinnahmen unproblematisch

– EUR 10 Mio. steuerpflichtige Einnahmen und EUR 4 Mio. Zinsaufwendungen

= EUR 1 Mio. steuerpflichtige Einkünfte

Zinsschranke (Art. 168 bis) - 2
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• Definition Fremdkapital?

• Definition unabhängiges Unternehmen?

• Anwendung auf Gesellschaft/ Compartment?

Verbriefungs-
gesellschaft

Investmentfonds

Investor

FK/ EQT

Zinsschranke und Verbriefungsgesellschaften

Anteile EUR 4 Mio.

EUR 1 
Mio. @ 
25% 

EUR 4 Mio.

• Unter EUR 3Mio.?

• Orphan?

• AIFM

• Verordnung (EU) 2017/240

• FCP?

• Derivative

F

R

A

G

E

N

L

Ö

S

U

N

G

E

N

StichtingStichting
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Die Zinsschranke findet

grundsätzlich auf alle

Finanzierungsinstrumente mit

Fremdkapitalcharakter bei

Kapitalgesellschaften Anwendung.

• Ist der Zinsaufwand der Verbriefungsgesellschaft größer als 3 Millionen pro Wirtschaftsjahr und
• wird der Zinsaufwand von der Verbriefungsgesellschaft geschuldet auf Basis von Verträgen die

nach dem 16.06.16 geändert wurden und
• findet die Ausnahme für Verbriefungsgesellschaften, die unter Artikel 2, Nr. 2 der EU-

Verordnung 2017/2402 fallen keine Anwendung? **

Erzielt die Verbriefungsgesellschaft steuerpflichtige Einkünfte im Wirtschaftsjahr andere als
Zinseinkommen (z.B. Dividenden von steuerbefreiten Kapitalgesellschaften wie luxemburgische Investmentfonds)?

Grundsätzlich kein zusätzliches 

Steuerrisiko durch die 

Zinsschranke 

Nein

Ja

Sind die Zinseinkünfte um mehr als 3 Millionen geringer als die Zinsaufwendungen per annum?

Betragen die überschüssigen Fremdkapitalkosten (= Zinsaufwand -/- Zinsertrag) auf Ebene der Verbriefungsgesellschaft

mehr als 30% des EBITDA (Earnings before Interest, taxes, depreciation and amortization).

ACHTUNG

Zinsaufwendungen sind teilweise nicht abzugsfähig → kann zu einer Besteuerung von Gewinnen der 

Verbriefungsgesellschaft führen

Ja

Ja

Ja

Die Verbriefungsgesellschaft kann nur die überschüssigen Fremdkapitalkosten abziehen:
1. bis zu 30% des EBITDA der Verbriefungsgesellschaft und
2. maximal 3 Millionen.

*Implementierung der ATAD-Richtlinie 2016/1164 zur Begrenzung des steuerlichen Abzuges von Fremdkapitalkosten. 
**Die Verordnung wendet eine enge Definition von Verbriefungszweckgesellschaft an und verlangt u.a. eine Tranchierung der von der Verbriefungsgesellschaft emittierten Wertpapieren.

Die Verbriefungsgesellschaft kann die übriggebliebenen, nicht abgezogenen Fremdkapitalkosten bis zu 5

Jahre vortragen und verrechnen in Jahren mit geringerem Fremdkapitalkosten-Überschuss.

Nein

Nein

Nein

Prüfungsschema zur Zinsschranke*
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EuGH Urteile vom 26.02.2019 (1)

C-116/16 T Danmark
C-117/16 Y Denmark Aps

C - 115/16 N Luxemburg 1 und C Danmark I
C - 118/16 X Denmark A/S
C - 119/16 C Danmark I 
C - 299/16 Z Denmark

Fonds / Investor

LuxCo / 
ZypCo

DanCo

Dividenden

Fonds

SICAR 

DanCo

Schweden

Zinsen

Darlehen

→Mutter – Tochter – Richtlinie 90/435/EWG 
→ Zinsrichtlinie 2003/49/EG
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• Richtlinie 2003/49 gilt nur für den Nutzungsberechtigung („NB“) von Zinszahlungen

− EuGH: NB ist, wer wirtschaftlich betrachtet tatsächlicher Nutznießer ist und somit frei
über deren Verwendung bestimmen kann; Art. 11 OECD-Musterabkommen dient als
Auslegungshilfe.

• Verbot missbräuchlicher Praktiken ein allgemeiner Grundsatz des Unionsrechts

– Im Falle des Missbrauchs müssen Mitgliedstaaten die Quellensteuerbefreiungen auf
Dividenden- / Zinszahlungen aus den EU-Richtlinien versagen, selbst wenn keine
nationale Missbrauchsvorschriften vorliegen.

– Finanzamt kann Nachweise zur Nutzungsberechtigung verlangen, muss aber Missbrauch
nachweisen.

– Eine Objektive Steuerbefreiung von Einkünften wie bei der SICAR kann zum Verlust der
Quellensteuerbefreiung nach der Zinsrichtline führen.

– Gegebenenfalls Quellensteuerbefreiung nach DBA möglich.

➢ Durchleitungsgesellschaft kann Indiz für Missbrauch sein

EuGH Urteile vom 26.02.2019 (2) 



14

• Ergänzung der EU-Amtshilfe-Richtlinie 2011/16/EU mit einer Offenlegungspflicht für

grenzüberschreitende Steuergestaltungsmodellen wurde am 25. Juni 2018 verabschiedet.

• Meldepflicht für Steuergestaltungsmodellen die ab dem 25. Juni 2018 implementiert wurden.

Die Meldungen sind ab dem 1. Juli 2020 zu erstatten und haben ab dann innerhalb von 30

Tagen nach Implementierung einer Gestaltung zu erfolgen.

• Betroffen sind in erster Linie die RA, allerdings fallen alle Dienstleister die Kenntnis haben

mussten von meldepflichtigen Vorgängen unter die Richtlinie : Banken, Investment Manager,

Verwahrstellen, Wirtschaftsprüfer, usw.

• Grundsatz : Es meldet nur ein Dienstleister.

• Meldepflichtig sind bestimmte Transaktionen und Gestaltungen die eine der Kennzeichen

(„Hallmarks“) entsprechen. Es geht hier z.B. um die Benutzung bestimmter präferentieller

Steuerregime, unklar ist allerdings bislang der genaue Anwendungsbereich in Bezug auf die

Fondsindustrie.

Meldepflicht für grenzüberschreitende Steuergestaltungsmodellen 
(„DAC 6“)
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A 

Kennzeichen – Meldepflichtige Gestaltungen
B 

• Vertraulichkeits-
klausel zur
Nicht-
Offenlegung
gegenüber den
Steuerbehörden

• Steuervorteilab-
hängiges
Honorar

• Verwendung von
Standarddoku-
mentation, die
keine
individuelle
Anpassung
erfordert

• Mantelkauf, d.h.
Erwerb zum
Zwecke der
Verlustnutzung

• Umwandlung
von Einkünften
in
niedrigbesteuer-
te Arten von
Einkünften

• Zirkeltransak-
tionen

C 

• Abzugsfähige
Zahlungen an
niedrig- oder
nichtbesteuerte
Empfänger

• Abschreibung
gleicher
Vermögenswer-
te

• Befreiung von
Doppel-
besteuerung in
mehreren
Staaten
gleichzeitig

• Übertragung von
Vermögen zur
Benutzung von
Bewertungs-
vorschriften

D 

• Gestaltung, die
zur Aushöhlung
des
automatischen
Informations-
austausch über
Finanzkonten
führt

• Gestaltungen
mit einer
intransparenten
Kette an
rechtlichen oder
wirtschaftlichen
Eigentümern

E

• Nutzung
unilateraler
Safe-Harbor
Regeln

• Übertragung von
schwer zu
bewertenden
immateriellen
Werten

• Konzerninterne
Funktion – oder
Vermögensver-
lagerungen die
zu eine um 50%
niedrigeres EBIT
führen

Main Benefit Test (MBT)
Dieser gilt als erfüllt, wenn die Erlangung eines Steuervorteils als
Hauptvorteil oder einer der Hauptvorteile der Gestaltung festgestellt
werden kann.

Main Benefit Test (MBT)
Dieser gilt als erfüllt, wenn die Erlangung eines Steuervorteils als
Hauptvorteil oder einer der Hauptvorteile der Gestaltung festgestellt
werden kann.

Meldepflichtige Grenzüberschreitende GestaltungenMeldepflichtige Grenzüberschreitende Gestaltungen

C 

• Abzugsfähige
grenzüberschrei-
tende Zahlungen
an assoziierte
Unternehmen
mit einem
Steuersatz von
Null oder nahezu
Null, einer
vollständigen
Steuerbefreiung
oder einer
bevorzugten
Steuerregelung
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Steuerreform 2019 – Entwurf (dossier législative 7450)

Jahr 
Steuerpflichtiges 

Einkommen  
Steuersatz

Steuersatz zzgl. 
Gewerbesteuer

2018

< EUR 25.000 15% 22,80 %

> EUR 25.000 and < 
EUR 30.001

EUR 3.750 (+33% über EUR 25.000) 22,80 % bis 26,01 %

> 30.000 18 % 26,01%

2019

< EUR 175.000 15% 22,80%

> EUR 175.000 
and < EUR 200.000

15% von EUR 175.000 + 31% des 
Einkommens, das EUR 175.000 

übersteigt
22,80% bis 24,94%

> EUR 200.000 17% 24,94%

Verringerung der Körperschaftsteuer

Mehrwertsteuer

Anpassung des Steuersatzes von 17% auf 3%: 
- Elektronische Bücher und Online Publikationen



Regulatorische Speisekarte 2019

Pre-Marketing-amuse buche

Transparenz-Brühe

Verbriefungs-Spagetti

Kein Nachtisch

Grevenmacher, 28. März 2019
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Vorschlag der EU-Kommission vom 12.03.2018 zur Änderung der OGAW- und der AIFM-RL zur

europa-weiten Vereinheitlichung des Begriffs „pre-marketing“

Gründe: Die EU stellt in ihrem Vorschlag fest, dass die Mitgliedstaaten in Bezug auf die

Anforderungen an Marketing-Anzeigen und deren Überprüfungen sehr unterschiedliche Ansätze

verfolgen. Viele Mitgliedstaaten des europäischen Wirtschaftsraums haben mit der Umsetzung des

weiten Vertriebsbegriffs von Art. 4 Nr. 1(x) der AIFMD die Möglichkeit eines nicht regulierten nicht-

öffentlichen Vertriebs von Investmentvermögen (sog. Privatplatzierung) abgeschafft.
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Der „Report on the Operation of the Alternative Investment Fund Managers Directive (AIFMD)”

vom 10. Dezember 2018 nennt insb. die strengen Anforderungen der BAFIN in Deutschland

(https://ec.europa.eu/info/sites/info/files/business_economy_euro/banking_and_finance/documents/190110-aifmd-operation-

report_en.pdf ).

• März – Mai 2018 – Feedback-Möglichkeit u.a. für Industrie: Alfi, BVI etc.

• Juni-Oktober: Verhandlungen über Vorschlag auf EU-Ebene: EU-Rat; zuständiger

Ausschuss, EU-Parlament

• Diverse Kommentare / Änderungsvorschläge u.a. vom EU-Parlament (nicht Gegenstand

der Präsentation)

Basis für diese Zusammenfassung ist der Original-Text der EU-Kommission

(https://ec.europa.eu/info/law/better-regulation/initiatives/com-2018-92_en ).

https://ec.europa.eu/info/sites/info/files/business_economy_euro/banking_and_finance/documents/190110-aifmd-operation-report_en.pdf
https://ec.europa.eu/info/law/better-regulation/initiatives/com-2018-92_en
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Vorschlag der EU-Kommission vom 12.03.2018 (diverse Änderungsvorschläge sind im Umlauf)

Artikel 4 Absatz 1 AIFMD wird wie folgt ergänzt:

„Pre-Marketing“: die durch einen AIFM oder in dessen Auftrag erfolgende direkte oder indirekte Bereitstellung

von Informationen über Anlagestrategien oder Anlagekonzepte an professionelle Anleger mit Wohnsitz oder

satzungsmäßigem Sitz in der Union mit dem Ziel festzustellen, inwieweit diese Interesse an einem noch nicht

registrierten AIF haben.

Neuer Art. 30a AIFMD – kein pre-marketing mehr:

„Ein zugelassener EU-AIFM darf in der EU Pre-Marketing betreiben, sofern die den potenziellen professionellen

Anlegern bereitgestellten Informationen:

(a) keinen bereits bestehenden AIF betreffen;

(b) keine Verweise auf einen bereits bestehenden AIF enthalten;

(c) Anleger nicht in die Lage versetzen, sich zum Erwerb von Anteilen eines bestimmten AIF zu verpflichten;

(d) keine Prospekte, Gründungsdokumente eines noch nicht registrierten AIF, Angebotsunterlagen,

Zeichnungsformulare oder ähnliche Dokumente sind (unabhängig davon, ob sie in einem Entwurf oder in

endgültiger Form vorliegen), die Anleger in die Lage versetzen, eine Anlageentscheidung zu treffen. […]

Pre-Marketing – Definition Stand heute 
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Neuer Art. 30a AIFMD:

Die durch professionelle Anleger vorgenommene Zeichnung von Anteilen eines im Anschluss an Pre-Marketing

gemäß Absatz 1 registrierten AIF oder von Anteilen von AIF, die von einem EU-AIFM verwaltet oder vertrieben

werden, der für einen noch nicht registrierten AIF mit vergleichbaren Merkmalen Pre-Marketing betrieben hat,

gilt als Vertriebsergebnis.

Was würde das bedeuten?

Schon in der „Pre-Marketing“ Phase ist ein AIFM erforderlich der:

• a) entweder selbst das „Pre-Marketing“ vornimmt oder

• b) jemanden damit beauftragt.

• Ist das Realistisch?

• Entspricht das der Praxis in Luxemburg?

• Wann wird denn dann auf welcher Basis der AIFM-Vertrag geschlossen und mit wem?

• Welche Informationen benötigt denn der AIFM dann bei „Gründung“?

• Wer „haftet“, wenn im Pre-Marketing z.B. an Anleger nicht in Einklang mit den Vorgaben von MiFID II oder ohne

PRIIPs-KID doch schon vertrieben wurde?

• Wie ist überhaupt das Verhältnis zu MiFID II?

Kein Pre-Marketing mehr
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Zum 1. März 2019 trat das lux. Gesetz vom 13. Januar 2019 zur Einrichtung eines Registers der

wirtschaftlichen Eigentümer (registre des bénéficiaires effectifs) in Kraft

- Wer: Alle im Handels- und Gesellschaftsregister des Großherzogtums Luxembourg („RCS“)

eingetragenen Entitäten: SA, SCA, S.à r.l., SCS / SCSp, FCPs.

- Inklusive aller in Lux. ansässigen Investment Fonds.

- Was: Name, Vorname, Staatsangehörigkeit, Tag, Monat und Jahr der Geburt, Geburtsort,

Wohnsitzland, die genaue Privat- oder Berufsadresse, für die in Luxemburg im nationalen

Register der natürlichen Personen eingetragenen Personen: die Identifikationsnummer, für

die anderen natürlichen Personen die nicht in Luxemburg ihren Wohnsitz haben und nicht in

Luxemburg eingetragen sind: die ausländische Identifikationsnummer sowie die Natur sowie

der Umfang der effektiv gehaltenen Interessen (la nature et l’étendue des intérêts effectifs

détenus)

- Immer: Nur bei mind. 25% des Gesellschaftskapitals

Transparenzregister -1
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- Zugriff: nationalen Behörden und die „Professionellen“ (les professionnels) Zu den nationalen

Behörden zählen u.a. die Staatsanwaltschaft, die Generalstaatsanwaltschaft, die

Untersuchungsrichter, die „Cellule de renseignement financier“ (CRF), sämtliche

Steuerbehörden, die CSSF, das Außenministerium und das Finanzministerium.

- Die „Professionellen“ im Sinne des RBE-Gesetzes sind u.a. die Banken, die PSF (professionnels

du secteur financier), die Versicherungsgesellschaften, die Organismen für gemeinsame

Anlagen, die spezialisierten Investmentfonds (SIF), die Investmentgesellschaften in

Risikokapital (SICAR), die Verwaltungsgesellschaften für Organismen für gemeinsame

Anlagen, die Verwalter alternativer Investmentfonds (AIFM), die Wirtschaftsprüfer, die

„Experts-comptables“, die Notare und die Rechtsanwälte.

- Jeder der will: Der Zugang zu den folgenden Informationen über einen wirtschaftlichen

Eigentümer steht darüber hinaus jeder Person offen: Vorname, Nachname, Geburtsdatum, -

ort und -land, Staatsangehörigkeit, Wohnsitzland sowie die Natur und der Umfang der

effektiv gehaltenen Interessen.

Transparenzregister -2 
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- Jeder der will: Der Zugang zu den folgenden Informationen über einen wirtschaftlichen

Eigentümer steht darüber hinaus jeder Person offen: Vorname, Nachname, Geburtsdatum, -

ort und -land, Staatsangehörigkeit, Wohnsitzland sowie die Natur und der Umfang der

effektiv gehaltenen Interessen.

- Verantwortlich für die Einhaltung der Anforderungen des Transparenzregisters:

- SICAV: Komplementär bzw. Verwaltungsrat

- FCP: KVG

- Operativ: Wir raten mal in die Dienstleistungsverträge mit der KVG bzw. dem / den

PSF zu schauen

- Bis wann: 30.09.2019

Transparenzregister -3
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- Ausnahmen: Ja - Eine eingetragene Entität oder ein wirtschaftlicher Eigentümer kann von Fall zu

Fall und unter außergewöhnlichen Umständen beantragen, dass der Zugang zu den im Artikel 3

RBE-Gesetz genannten Informationen begrenzt wird und nur den nationalen Behörden, Kredit-

und Finanzinstituten sowie Gerichtsvollziehern und Notaren zu gewähren ist. Dies ist der Fall,

wenn der Zugang zu den Informationen den wirtschaftlichen Eigentümer einem

unverhältnismäßigen Risiko aussetzen würde. Es handelt sich um folgende Risiken strafrechtlicher

Natur:

Betrug, Entführung, Erpressung, Erpressungsgefahr, Belästigung, Gewalt oder Einschüchterung.

Transparenzregister -4
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Eine Verbriefung umfasst Transaktionen, die einem Kreditgeber oder einem Gläubiger

— in der Regel einem Kreditinstitut bzw. einem Unternehmen —

die Refinanzierung von:

Darlehen, Risikopositionen oder Forderungen wie Immobiliendarlehen, Darlehen für Kfz-Käufe oder 

Kfz-Leasinggeschäfte, Verbraucherdarlehen, Kreditkarten oder Handelsforderungen

durch ihre Umwandlung in handelbare Wertpapiere ermöglichen. Der Kreditgeber bündelt und

„unverpackt“ ausgewählte Teile seines Darlehensportfolios,

ordnet sie unterschiedlichen Risikokategorien für unterschiedliche Anleger zu und 

ermöglicht den Anlegern auf diese Weise die Investition in Darlehen oder andere Risikopositionen, zu

denen sie üblicherweise keinen unmittelbaren Zugang haben.

Verbriefungs-VO 2017/2402: Erwägungsgrund 1
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Sie ermöglicht eine breitere Risikostreuung im Finanzsektor und kann

die Bilanz des Originators entlasten helfen, 

was eine

Ausweitung der Darlehensvergabe an die Wirtschaft 

ermöglicht.

[…].

Die Verbriefung kann eine Brücke zwischen Kreditinstituten und Kapitalmärkten schlagen,.

Verbriefungs-VO 2017/2402: Erwägungsgrund 4
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Die Verbriefungs-VO erfasst:

Verbriefung: Transaktion oder Struktur, durch die das mit einer Risikoposition oder einem Pool von

Risikopositionen verbundene Kreditrisiko in Tranchen unterteilt wird, und die folgende Merkmale

aufweist:

• Die im Rahmen der Transaktion oder der Struktur getätigten Zahlungen hängen von der

Wertentwicklung der Risikoposition oder des Pools von Risikoposition ab;

• Die Rangfolge der Tranchen entscheidet über die Verteilung der Verluste während der

Laufzeit der Transaktion oder der Struktur.

• Ausgenommen sind u.a.: Single-tranche Verbriefungen

Verbriefungs-VO 2017/2402: Anwendungsbereich
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• Abweichung Lux. G v. 2004 bs EU-VO

• Begriff der Verbriefung iSv Art.2 Abs. 3g AIFMD

– bisher nicht betroffen

• Was sind dann Lux. Verbriefungen ohne

Tranchen / die keine Kreditrisiken verbriefen?

AIF? Investment-Politik?

• Welche Bedeutung hat Auslegung der CSSF bzgl.

Lux. Verbriefungen, die nur FK emittieren? Was

meint die EU-Kommission in diesem

Zusammenhang mit „Ownership Interest in an

AIF?“, z.B. bei einem FCP?

Verbriefungs-
gesellschaft

Investmentfonds

Investor

FK/ EQT

Was sind demnach keine „Verbriefungen“

Anteile



30



© 2018. All rights reserved. This presentation is intended exclusively for information purposes. All 

statements reflect the current views of the author. The author and the company do not assume any 

liability for the use of this presentation or its content. Changes to this presentation or its content require 

the prior express permission of the author or the company. 

Tel: +352 26 20 23 32
Email: hello@aiqunited.com

www.aiqunited.com

1c, rue Gabriel Lippmann
5365 Munsbach

Luxembourg 


